Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für die Mitglieder des Stadtrates der Stadt Ballenstedt, für die Mitglieder des Ortschaftsrates der Ortschaft Badeborn und für die in der Stadt ehrenamtlich tätige Personen

	Satzung
	Beschlussfassung im Stadtrat


	Unterzeichnung durch den Bürgermeister
	Veröffentlichung im Ballenstedter Stadtboten 

	Aufwandsentschädigungssatzung
	18.10.2001
	18.10.2001
	17.12.2001

	1. Änderung 

Aufwandsentschädigungssatzung


	19.09.2002
	20.09.2002
	16.10.2002

	2. Änderung 

Aufwandsentschädigungssatzung


	23.09.2004
	23.09.2004
	13.10.2004

	3. Änderung 

Aufwandsentschädigungssatzung


	19.06.2008
	19.06.2008
	09.07.2008

	4. Änderung 

Aufwandsentschädigungssatzung


	25.02.2010
	25.02.2010
	17.03.2010

	
	
	
	


Hinweis:
Bei der abgedruckten Fassung der oben genannten Satzung handelt es sich um ein Lese- und Arbeitsmaterial. Rechtsverbindlich sind die jeweiligen im Ballenstedter Stadtboten veröffentlichten Satzungen und deren Änderungen

 1

Anwendungsbereich
Mitglieder des Stadtrates, des Ortschaftsrates, Wehrleiter der Feuerwehren, sonstige ehrenamtlich Tätige und Ehrenbeamte erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalls und ihrer Auslagen, Aufwandsentschädigung sowie die Fahrt- und Reisekosten nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2

Verdienstausfall
(1) 
Mitglieder des Stadtrates, und sonstige ehrenamtlich Tätige und Ehrenbeamte haben Anspruch auf Ersatz ihres Verdienstausfalls.

(2)    Der Gesamtbetrag, der an Verdienstausfallentschädigung gezahlt wird, darf  400,- € 

        monatlich nicht übersteigen.

(3) 
Nichtselbstständigen wird der tatsächlich entstandene und nachgewiesene Verdienstausfall


ersetzt. Selbstständigen, Hausfrauen usw. wird der Verdienstausfall pauschal mit 12,- €  je 

Stunde ersetzt.

 (4) 
Der Antrag muss schriftlich unter Beifügung der erforderlichen Unterlagen (Verdienstaus-

      
fallbescheinigung) jeweils quartalsweise bis spätestens zum letzten Vortag des auf das

     
Quartal folgenden Monats geltend gemacht werden. Innerhalb dieser Frist nicht geltend

      
gemachte Verdienstausfallforderungen verfallen. Die Höhe des Verdienstausfalls ist durch

      
entsprechende Bescheinigungen bzw. Unterlagen nachzuweisen.

§ 3

Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld für Mitglieder des Stadtrates und des Ortschaftsrates 

(1) Die Mitglieder des Stadtrates erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung von

     80,- €  und ein Sitzungsgeld von 10,- € je Sitzung und Tag.

(2) Die Mitglieder des Ortschaftsrates Badeborn mit Ausnahme des Ortsbürgermeisters
     erhalten eine monatliche  Aufwandsentschädigung von 15.- € und ein Sitzungsgeld

     von 10,- € je Sitzung und Tag.

(3) Die Mitglieder des Ortschaftsrates Radisleben mit Ausnahme des Ortsbürgermeisters

     erhalten eine monatliche  Aufwandsentschädigung von 10.- € und ein Sitzungsgeld

     von 12,- € je Sitzung und Tag.

(4) Der Ortsbürgermeister der Ortschaft Badeborn erhält für die im Zusammenhang mit 

     seinem Ehrenamt stehenden Tätigkeiten zur pauschalen Abgeltung seiner geldlichen und 

     anderen tatsächlichen Aufwendungen  eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 

     von  175,00 €. Die Entschädigung wird jeweils am 1. eines Monats im Voraus 

     ausgezahlt. Wird die ehrenamtliche Tätigkeit länger als einen Monat ununterbrochen nicht 

     ausgeübt, entfällt der Anspruch auf die Zahlung der pauschalierten Aufwandsentschädigung.

(5) Solange der Bürgermeister der eingegliederten Gemeinde Radisleben gem. § 58 Abs. 1   

      Satz 1 GO LSA Ortsbürgermeister der Ortschaft Radisleben ist, erhält er eine monatliche  

      Aufwandsentschädigung von 550.-€. Die Entschädigung wird jeweils am 1. eines Monats 

      im  Voraus ausgezahlt.


(6) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit 
  
        

     Ausnahme der Reisekosten nach § 7.

§ 4

Zusätzliche Aufwandsentschädigung für den Vorsitzenden des Stadtrates, die 

Ausschuss- und Fraktionsvorsitzenden

(1) 
Neben den Beträgen nach § 2 und § 3 werden monatlich zusätzliche Aufwandsent-

      
schädigungen mit Ausnahme für die Fraktionsvorsitzenden der Ortschaft Radisleben 

         gezahlt:

      
a) an den Vorsitzenden des Stadtrates
 

80,-  € 

      
b) an den Ausschussvorsitzenden

  
50,-  €

      
c) an den Fraktionsvorsitzenden einer Fraktion

          mit 5 und mehr Mitgliedern


50,-  €

          mit weniger als 5 Mitgliedern

  
25,-  €

(2) 
Neben den Beträgen nach § 2 und § 3 erhalten Fraktionsvorsitzende der Ortschaft Radisleben monatlich eine zusätzliche Aufwandsentschädigung von 25.- €.  

(3) 
Vereinigt ein Mitglied des Stadtrates mehrere in Abs. 1 genannten Funktionen auf sich,

      
so erhält es von den zusätzlichen Aufwandsentschädigungen nur jeweils die Höchste.

§ 5

Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Wehrleiter der Freiwilligen Feuerwehr
(1) 
Ehrenamtliche Wehrleiter der Freiwilligen Feuerwehr erhalten eine monatliche Aufwands-

      
entschädigung von:

      
a) Stadtwehrleiter






100,-  €

     
b) Ortswehrleiter






  50,-  €  

(2) 
Notwendige bare Auslagen für die büromäßige Erledigung der laufenden Dienstgeschäfte

      
sowie die gelegentliche Inanspruchnahme privater Räume für dienstliche Zwecke sind mit

      
der Aufwandsentschädigung abgegolten.

§ 6

Zahlung der Aufwandsentschädigung und des Sitzungsgeldes
(1) 
Mit der Aufwandsentschädigung und dem Sitzungsgeld sind die notwendigen Auslagen mit

      
Ausnahmen der Reisekosten abgegolten.

(2) 
Die Aufwandsentschädigungen und das Sitzungsgeld sind, soweit diese Satzung nichts

      
anderes bestimmt, am 5. Kalendertag im darauffolgenden Monat des Quartals fällig.

      
Entsteht oder entfällt der Anspruch während eines Kalendermonats, wird die pauschale

      
Aufwandsentschädigung für jeden Tag, an dem kein Anspruch besteht, um ein Dreißigstel

      
gekürzt.

(3) 
Ansprüche auf Aufwandsentschädigung entfallen für die Zeit, in der die ehrenamtliche

      
Tätigkeit ruht oder länger als drei Monate ununterbrochen nicht ausgeübt wird.

(4) 
Ist der Vorsitzende des Stadtrates für einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als

      
drei Monaten verhindert sein Amt auszuüben, so entfällt die ihm nach dieser Satzung zu-

      
stehende Aufwandsentschädigung. Diese erhält dann der Stellvertreter des Vorsitzenden.

      
In diesem Fall gilt Abs. 3 entsprechend.

(5) 
Abs. 4 gilt für die Vorsitzenden der Ausschüsse und Fraktionen entsprechend. 

§ 7

Reisekostenvergütung 

(1) 
Ehrenamtlich Tätige im Sinne dieser Satzung erhalten Reisekostenvergütung nach dem

      
Bundesreisekostengesetz (BRKG) in der jeweils gültigen Fassung.

(2) 
Sitzungsgelder oder Auslagenersatz werden daneben nicht gezahlt.

